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S E KU N DA R S T U F E I  U N D I I/P O L I T I SC H E B I L D U N G/P O L I T I KU N T E R R I C H T 

Vom Nutzen „irritierender“ Methoden in der politischen Bildung
Wie stark verunsichern, wie heftig irritieren, wie stark provozieren dürfen (Politik-)Lehrende ihre Schüler und 
Schülerinnen? Stimmt es, dass die „Irritationen vorhandener Wahrnehmungs- und Erklärungsweisen produktiv“ 
(Steffens 2007, 65) sind? An verschiedenen methodischen Versuchen, Lernende aus dem „Gleichgewicht“ zu brin-
gen, soll diesen Fragen nachgegangen werden.

Einleitung

Publikationen, die für die Hände von prak-
tizierenden Politiklehrer/innen geschrie-
ben werden und unterrichtspraktisch 

verwertbare sowie didaktisch durchdachte 
Konzepte anbieten, sind selten. Das kleine 
Büchlein „Kreativer Politikunterricht“ von 

Bernd Janssen ist da eine erfreuliche Aus-
nahme. Er beobachtet für den Politik-
unterricht immer noch die Dominanz 
„traditioneller Formen der Auseinan-
dersetzung mit politischen Themen“ 
(Janssen 2019, 5). So würden Quel-
len wie etwa Zeitungsartikel bzw. 
Artikel aus Online-Medien gelesen, 
durchgearbeitet“ und dann in einem 
gemeinsamen und gelenkten Unter-
richtsgespräch besprochen, auf dass 
schließlich „Schülerinnen und Schü-
ler zur Stellungnahme herausgefordert 
werden“ (ebd.). Und auch wenn das 
bis zu einem gewissen Grad übertrie-
ben sein mag, ist ihm sicher zuzustim-
men, dass der „Horizont der metho-
dischen Phantasie“ (ebd.) oft schnell 
erreicht ist. 
In diesem Beitrag soll nun der Versuch 
unternommen werden, anhand exem-
plarischer Methoden zu überprüfen, 
ob nicht bestimmte „aktivierende 
Methoden“, wie Janssen sie nennt, gro-
ße Chancen haben, die „Bekräftigung 
subjektiver Alltagstheorien“ (Steffens 
2007, 65) ins Wanken zu bringen, und 
zwar auf eine Irritation und Provokati-
on ins Zentrum stellende, aber frucht-
bare Weise.

Undemokratische Entscheidungsfindung
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Die „undemokratische Perspektive“ – Nutzen und Gefahren

In der Politikdidaktik gilt das Kontro-
versitätsgebot, wie es im Beutelsbacher 
Konsens ausformuliert wurde, als zen-
trales didaktisches Prinzip. Aus guten 
Gründen ist das Grundgesetz dabei der 
Rahmen, der eine legitime politische 
Meinung oder Positionierung inner-
halb einer Kontroverse begrenzt, wel-
che in der Schule eingenommen und 
zur Debatte gebracht werden darf. 
So kann man in einer simulierten Talk-
show sehr wohl die Frage von ver-
schiedenen Seiten beleuchten lassen, 
ob „Hartz IV“ ein menschenwürdiges 
Leben möglich macht. Bei der Bestim-
mung der relevanten Blickwinkel ergibt 
sich allerdings die Problematik, dass es 
zahlreiche Positionierungen gibt. Die-
se ausdifferenzierte Multiperspektivi-
tät macht es schwer, eine Auswahlent-
scheidung zu treffen, auch wenn der 
Beutelsbacher Konsens hier eine ver-
meintlich einfache und leicht zu ver-
stehende Handlungsanweisung gibt: 
Der Lehrende muss ein Thema kontro-
vers darstellen und diskutieren können, 
wenn es in der Wissenschaft oder Poli-
tik kontrovers erscheint. Falls nämlich 
„unterschiedliche Standpunkte unter 
den Tisch fallen, Optionen unterschla-
gen werden, Alternativen unerörtert 
werden, ist der Weg der Indoktrination 
beschritten“ (Wehling 1977, 179).  
Bei allen fachdidaktischen Schwierig-
keiten der Auswahl und der Begründ-
barkeit von legitimen Standpunkten 
gibt es jedoch offensichtlich Grenzen, 
die einen Konsensrahmen für Politik-
lehrende ausmachen. Und das ist unse-
re Verfassung – insbesondere die darin 
verankerten Grundrechte. So werden 
demokratiegesinnte Politiklehrende 
menschenverachtende Positionen in 
einer solchen Talkshow sicherlich nicht 
zulassen oder dulden. Es versteht sich, 
dass etwa keine Rollenkarte an eine/n 
Talkshowteilnehmer/in verteilt wird, 
in der argumentativ die Position ver-
teidigt wird, dass „arme Menschen“ – 
etwa Obdachlose – in Arbeitslager zu 
verbringen wären oder gar totgeschla-
gen gehörten. Das Kontroversitätsgebot 
ist also kein uneingeschränktes didakti-
sches Prinzip, sondern ist immer werte-
gebunden: der Leitstern der Menschen-
rechte ist für die politische Bildung in 

der Bundesrepublik zurecht von zent-
ralem Belang. 
Der Vorteil, dass wir in unseren demo-
kratischen Schulen in aller Regel demo-
kratisch geschulte und professionali-
siert Lehrende haben, die ihr Verhalten 
und ihre Lerninhalte am Grundgesetz 
ausrichten, kann jedoch zugleich auch 
eine selbstzensierende Wirkung entfal-
ten, indem die didaktische Fruchtbar-
keit von „grenzwertigen“ Methoden 
ausgespart wird. 
Methoden, die sich dieses nichtge-
wünschten „Gegenblicks“, sogenannter 
„undemokratischer“ oder auch „dikta-
torischer Perspektiven“, bedienen, kön-
nen jedoch durchaus eine demokratie-
förderliche Wirkung entfalten. 
Solche Methoden aus „Sicherheits-
gründen“ auszusperren, weil sie sich 
menschenrechtsverachtender oder 
Demokratie ablehnender Blickwinkel 
bedienen, ist nachvollziehbar. Aller-
dings verzichtet man dann auch auf 
den demokratischen Nutzen, der in sol-
chen Methoden steckt. 
Es ist, so wird hier behauptet, durchaus 
wichtig, dass Lernende in Rollenspielen 
oder anderen aktivierenden Methoden 
„undemokratisches Denken und Han-
deln“  in einem geschützten Rahmen 
am eigenen Leib und an eigener Seele 
kennenlernen, gerade wenn man eine 
demokratiefördernde Bildung anstrebt. 

Das Diktatorenspiel
So ist zuerst das sogenannte Diktato-
renspiel zu nennen, das insbesonde-
re in der ökonomischen Bildung (dort 
auch als Ultimatumspiel bekannt) 
bereits fruchtbar verwendet wird. In 
den Blick genommen wird „der Nut-
zen von spieltheoretischen Experimen-
ten in der Verdeutlichung strategischen 
(i.S. nutzenmaximierenden) Handelns“ 
(Krebs 2017, 290). Es beruht auf einem 
auf das Jahr 1982 zurückgehenden 
Laborexperiment, das zur Erforschung 
von Altruismus bzw. Egoismus einge-
setzt worden ist.

Wozu kann ein solches Spiel 
verwendet werden?
Der Kern dieses Rollenspiels ist eine 
Situation, in der Lernende die Rolle 
von Alleinherrschenden einnehmen 

sollen. Diese bekommen eine bestimm-
te beschränkt verfügbare Ressource 
(zum Beispiel ein hoher Geldbetrag) 
zugeteilt, welche sie dann aufteilen 
müssen: Wie viel würden sie „ihrem 
Volk“ zukommen lassen, wie viel wür-
den sie selbst behalten? Da die Ent-
scheidung eine absolute ist, hätten 
sie die Möglichkeit, für sich alles zu 
nehmen und ihren Untertanen nichts 
zukommen zu lassen. Dies geschieht 
zwar selten, ist aber durchaus ein mög-
liches Ergebnis. In aller Regel wird in 
solchen Situationen jedoch ein ers-
tes Resultat sein, dass Diktatoren bzw. 
Diktatorinnen deutlich mehr nehmen, 
als sie ihren „Landeskindern“ zukom-
men lassen (80 zu 20% ist in etwa das 
durchschnittliche Verhältnis).
Das Spiel lässt sich in verschiede-
nen Varianten spielen. So können die 
Alleinherrschenden „ihrem“ Volk in 
Face-to-Face-Situationen gegenübersit-
zen: Das Volk würde dann jeweils von 
der restlichen Gruppe der Lernenden 

Wie wird das Geld verteilt?
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gebildet. Genauso gut lässt es sich aber 
auch als Zwei-Personen-Rollenspiel 
inszenieren, bei dem der Rest der Klas-
se eine Beobachter/innenposition ein-
nimmt: Dann würde einer Diktatorin 
bzw. einem Diktator jeweils ein/e Mit-
schüler/in gegenübersitzen, der/die das 
Volk repräsentiert. 
Letztlich lässt sich die Rolle des Dik-
tators bzw. der Diktatorin von allen 
Schüler/innen einer Klasse spielen, 
allerdings empfiehlt es sich dann, die 
Rollenspiele in Zweier-Konstellationen 
und in parallelen Sessions zu arran-
gieren. Würde man Paar-Rollenspiele 
in sukzessiver Abfolge ausführen, also 
hintereinander je einzeln, setzte unmit-
telbar ein inflationärer und damit 
ermüdender Effekt ein.
Sinnvoll ist ein solches Vorgehen 
sicherlich dann, wenn man in einer 
Gruppenanalyse die individuellen Ent-
scheidungsgründe vergleichen möchte. 
Dazu kann das Votum des Diktators 
bzw. der Diktatorin, das verschriftlicht, 
aber anonym etwa in eine Urne gewor-
fen werden. Danach lassen sich diese 
Begründungszettel zur Erstellung einer 
Verteilungskurve nutzen. Man kann 
daran gemeinsam ablesen, wie sich 
die Mitschüler/innen in ihrer jeweili-
gen Rolle als Diktator/in entschieden 
haben und anschließend die Motive für 
die jeweilige Entscheidung analysie-
ren und vergleichen. Ebenso lässt sich 
das Rollenspiel wiederholen, so dass 
die Mitspielenden ihre Entscheidun-
gen nach Reflexionsphasen beibehalten 
oder gegebenenfalls abändern, also zu 
anderen Teilungsverhältnissen kom-
men dürfen.
Dass es bei diesem Spiel nicht darum 
geht, Lernende zu raffgierigen Allein-
herrschenden zu erziehen, sondern um 
den Anstoß zu einer Debatte um Herr-
schaftsformen und (soziale) Gerech-
tigkeit und Teilhabe, ist zunächst nicht 
naheliegend, kann aber im besten Falle 
über eine solche Methode besser, oder 
vielleicht auch nur auf einer anderen 
Ebene, erreicht werden als durch pure 
Reflexion von Texten über Herrschaft 
und Gerechtigkeit/Gleichheit.
Hilfreich ist hierzu der Vorschlag von 
Oliver Krebs, der die Reflexion über 
das eigene Verhalten in den Mittel-
punkt rückt. So lässt er die Rollenspie-
lenden zunächst schriftlich die Frage 

beantworten, welche Überlegungen das 
Verhalten des Diktators bzw. der Dikta-
torin beeinflusst haben. Zudem wird das 
simulative Rollenspiel in mehreren Run-
den gespielt, bei denen „die Rollen Pro-
poser und Responder gewechselt wur-
den“ (ebd., 291). Die Antworten werden 
dann mit den Lernenden zusammen 
ausgewertet und kategorisiert.
Er kommt zum Ergebnis, dass „das 
Diktatorenspiel eine Rechtfertigung 
des eigenen Handelns notwendig 
macht und die Schüler anregt, ihre 
Handlungsmotive zu reflektieren“ 
(ebd., 292). Anhand der Begründungen 
der Lernenden könne der „Begriff der 
Normen erschlossen“ und Erörterun-
gen möglich werden, „ob Gewinnmaxi-
mierung, Eigennutz, Gerechtigkeit und 
Reziprozität unabhängig vom Soziali-
sationsprozess determinierte Verhal-
tensweisen sind, oder es sich dabei um 
gesellschaftlich bedingte Normen han-
delt“ (ebd., 293). 
Krebs Gesamtfazit, dass „spieltheore-
tische Situationen wie das Diktatoren-
spiel (…) ein geeigneter Weg“ sei, um 
„Schüler anzuregen, sich mit abstrak-
ten, sozialwissenschaftlichen Phäno-
menen und Grundbegriffen ausein-
anderzusetzen“ (ebd., 294), ist jedoch 
mit einer notwendigen didaktischen 
Skepsis aufzunehmen: Das Spiel, das 
untersucht, in welchem Maß Men-
schen ihren Nutzen maximieren und 
ob sie dabei auch andere Interessen 
einbeziehen können, lebt davon, dass 
diktatorisches Verhalten auf einer Ebe-
ne der kritischen Reflexion dem kriti-
schen Blick der Lernenden zugänglich 
gemacht und aufklärerisch wieder auf-
gehoben werden, sich also ins zivilisa-
torisch Positive rückwenden kann. 
Diese Reflexionsphase, die in der Tat 
darüber entscheidet, ob „grenzwerti-
ge“ Methoden einen demokratieförder-
lichen didaktischen Mehrwert haben 
oder nicht, ist zugleich die Achillesferse 
solcher Methoden. Wenn sie misslingt, 
dann kann sie in eine Richtung wirken, 
die kein/e demokratiebefördernde/r 
Politiklehrer/in anstrebt. 
Solche Methoden aber nicht zu nut-
zen, verspielt auch die Chancen, die 
in vermeintlich „gefährlichen“ Metho-
den schlummern, weil der Zugang 
über Emotionen (etwa Verärgerung, 
Wut, Empörung etc.) die oft kalte und 

nüchterne Schulung rationaler Analy-
sekompetenz „ausstechen“ kann. Auch 
wenn nüchterne Rationalitätsschulun-
gen ebenfalls notwendig sind, sollte auf 
die Dauer der besagte affektive Lernim-
petus nicht außer Acht gelassen wer-
den, die Wirkungsmacht von Gefühlen 
ist nämlich kaum unterschätzbar. 
Siegfried Frech und Dagmar Richter 
haben recht, wenn sie konstatieren, 
dass in Politikwissenschaft und Politik-
didaktik die Bedeutung von Emotionen 
„lange Zeit vernachlässigt“ wurde (vgl. 
Frech/Richter 2019). Aber eben weil 
diese immense Auswirkungen entwi-
ckeln können, müssen sie intensiv auf 
intendierte wie auch nichtintendierte 
(Neben-)Folgen abgeklopft werden. 
In didaktischen Entscheidungssitua-
tionen, in denen die Frage aufgewor-
fen wird, ob eine „irritierende“ bzw. 
„grenzwertige“ Methode verwendet 
werden soll, ist es ratsam dann auf die-
se zu verzichten, wenn die Gefahr einer 
(psychischen) Blessur oder die Gefahr 
der Förderung undemokratischer Ein-
stellungen bei Lernenden zu groß ist. 

Kontrollfragen für Lehrer/innen, 
um eine Entscheidung über den 
Einsatz solcher Methoden zu 
treffen, können unter anderem 
sein:
• Kenne ich meine Klasse gut genug, 

um solche Methoden verwenden 
zu können?

• Gibt es einzelne Schüler/innen, 
die eventuell (emotionale) „Ver-
letzungen“ davontragen (weil sie 
etwa in Situationen sind oder 
waren, wo besondere pädagogi-
sche Vorsicht zu walten hat, wenn 
beispielsweise sie selbst oder ihre 
Eltern als Geflüchtete aus Diktatu-
ren kommen)?

• Wie hoch ist die Wahrscheinlich-
keit, dass Einzelne demokratiever-
werfende Einstellungen oder Ver-
haltensmuster entwickeln, wenn 
eine bestimmte „grenzwertige“ 
Methode verwendet wird?

An einem zweiten Rollenspiel, das sich 
der „Perspektive des Selbstherrschers 
bzw. der Selbstherrscherin“ zuwendet, 
sollen noch einmal Chancen und Risi-
ken aufgezeigt werden.
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Der/die angehende Diktator/in und 
das Grundgesetz
Wie dargestellt ist für Politiklehrende 
unser Grundgesetz zurecht der zent-
rale Bezugs- und Orientierungspunkt. 
Dieses allerdings als – didaktisch 
gesprochen – „heilige Kuh“ zu betrach-
ten, der man sich ausschließlich demü-
tig und ehrerbietend annähern darf, 
niemals dagegen auf eine „freche“ 
Art und Weise, verspielt fruchtbare 
Bildungschancen.
So lässt sich etwa folgendes Lernsze-
nario mit Lernenden entwickeln: Die-
se bekommen Ausschnitte aus unse-
rer Verfassung, etwa Artikel 1 – 3, die 
sich dafür gut eignen, um sie mit den 
Augen von frisch an die Macht gekom-
menen Alleinherrschenden zu lesen 
und so zu verändern, dass sie dem 
„geneigten Auge des Autokraten bzw. 
der Autokratin“ gefallen, ohne dass 
die noch Demokratie gewohnten neu-
en Untergebenen allzu sehr erschreckt 
werden. Die Aufgabe wird also sein, 
das Grundgesetz so umzuschreiben, 
dass es noch einen demokratischen 
Anschein hat, aber einer Tyrannei 
nicht mehr im Wege steht. Eine solche 
Aufgabe lässt sich sicherlich frühestens 
mit Lernenden ab Klasse 9 verwirk-
lichen. Abhängig von der Leistungs-
stärke der Klasse kann diese Aufgabe 

gestellt werden, ohne dass man Bei-
spiele gemeinsam erarbeitet. 
Falls das notwendig ist, kann der bzw. 
die Lehrende sich einen Artikel des 
Grundgesetzes auswählen und entspre-
chend „verfremden“. Um ein Beispiel 
zu nennen: Artikel 1 des Grundgeset-
zes lässt sich etwa wie folgt „anpas-
sen“: Der Satz „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“ kann leicht mit 
einem kleinen Zusatz eine ganz andere 
Bedeutung bekommen: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar, sofern 
der Mensch diese Würde auch verdient 
hat“. So hört sich der „neue“ Artikel 1 
des Grundgesetzes zwar immer noch 
ähnlich an wie in der ursprünglichen 
Fassung, hat aber bereits sein Essenti-
elles, nämlich die Unbedingtheit ver-
loren. Anhand solcher von Lehrenden 
selbst erarbeiteter Vorlagen können 
Lernende dann selbsttätig „fassaden-
demokratische“ Veränderungen am 
Grundgesetz vornehmen.
Vorgaben von Seiten der Lehrer/innen 
haben neben dem Vorteil einer Tür-
öffnerfunktion allerdings immer auch 
den Nachteil, dass Lernende Muster-
vorgaben gerne kopieren und ein Teil 
der Kreativität dadurch blockiert wird. 
Methodisch könnte so vorgegangen 
werden, dass in arbeitsteiliger Grup-
penarbeit je zwei der ersten zwanzig 

Artikel des Grundgesetzes „an die 
neue Zeit angepasst“ werden sollen, 
so dass in der Summe dann eine neue 
(pseudodemokratische) Gesamtverfas-
sung entstehen kann. 
Alternativ brächte ein arbeitsgleiches 
Vorgehen in Gruppen- oder Partnerar-
beit Varianten der einzelnen veränder-
ten Grundgesetzartikel hervor. In einer 
Plenumssitzung könnte dann kollektiv 
bestimmt werden, welche der jewei-
ligen Fake-Artikel in eine gemeinsam 
erarbeitete Pseudo-Verfassung ein-
fließen sollen. Ziel sollte es sein, ein 
gleichsam George-Orwell-mäßiges 
„Neusprech“-Grundgesetz hervorzu-
bringen, dem alles Demokratische ent-
zogen ist. 
Nebenbei erwähnt sei, dass sich George 
Orwell dieser Methode, der „Fakeisie-
rung“ von Demokratie selbst bedient 
hat, wie er in der „Farm der Tiere“ 
mustergültig vormachte: Aus „Alle 
Tiere sind gleich“ wurde so schließlich 
das bekannte „Alle Tiere sind gleich, 
aber manche sind gleicher“ (Orwell, 
1945/2011).

Doch welcher Nutzen kann aus solch einer 
Methode bestenfalls erwachsen?  

Wofür soll ein „undemokratisches“ 
Grundgesetz gut sein?

Was geschieht, wenn Artikel 1 angekratzt wird?
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Wieder ist das Momentum der größ-
ten didaktischen Fruchtbarkeit in der 
Reflexionsphase auszumachen: Indem 
Lernende sich von ihren Rollen als 
Alleinherrschende distanzieren und 
gemeinsam darüber nachdenken, wie 
leicht oder wie schwer es gewesen ist, 
ein demokratisch anmutendes, aber 
in Wirklichkeit bereits ausgehöhltes 
Grundgesetz zu schreiben, können sie 
ein weitergehendes Interesse entwi-
ckeln, sich tatsächlichen Veränderun-
gen von Verfassungen zuwenden und 

diese auf scheindemokratische Elemen-
te hin untersuchen. Solche Vorgehens-
weisen sind in Demokratien, die sich 
selbst „gelenkt“ oder „illiberal“ nen-
nen, durchaus keine ungewöhnlichen 
Vorgehensweisen. 
Allerdings gilt auch hier, dass die im 
besten Fall erzeugte Lust, angehen-
de Autokrat/innen spielen zu lassen, 
eine zweischneidige Angelegenheit ist. 
Menschen, die geneigt sind „autoritä-
ren Versuchungen“ (Heitmeyer 2018) 
nachzugeben, können in der Tat eine 

Freude daran gewinnen, dieser Sehn-
sucht nach demokratiefreier Ordnung, 
nach der Strenge eines herrischen 
Anführers bzw. einer bestimmerischen 
Anführerin, in solchen Rollenspielen 
auszuleben. Doch gerade, weil dabei 
erst spielerisch zum Vorschein kommt, 
was latent ohnehin vorhanden ist, kön-
nen so autoritäre Phantasien manifest 
werden, die dann pädagogisch und 
didaktisch-methodisch angeh- und 
„bearbeitbar“ sind.

Verbotene Spiele?  Das schulpraktische Beispiel einer „undemokratischen Wahl“

In einem weiteren didaktisch-metho-
dischen Zugriff auf die Frage, welchen 
Gewinn und welche Kehrseiten sich in 
provozierenden, also die Klaviatur der 
Emotionen bedienenden „irritieren-
den“ Methoden befinden, soll hier der 
Frage nachgegangen werden, ob Politi-
klehrende aus didaktischen Erwägun-
gen und mit dem Ziel, demokratische 
Gesinnungen und Verhaltensweisen zu 
befördern, Lernende „undemokratisch 
behandeln“ dürfen? 
Am unterrichtspraktischen Beispiel 
einer „undemokratischen“ Wahl soll 
aufgezeigt werden,  dass es durchaus 
kein politikdidaktisches Paradoxon ist, 
Schüler/innen die schmerzhafte Erfah-
rung von Ungerechtigkeit am eige-
nen Leib erleiden zu lassen, um ihnen 
demokratische (Wahl-) Prinzipien 
näher zu bringen.

Die Prinzipien einer demokratischen 
Wahl
Die fünf demokratischen Grundsätze 
werden im Grundgesetz an verschie-
denen Stellen explizit erwähnt, etwa in 
Artikel 38: Die Abgeordneten des Bun-
destags werden in allgemeiner, unmit-
telbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl gewählt.

Übliche Schulpraxis – ein kritischer Blick
Lernende kennen diese Prinzipien 
schon lange, bevor sie im Politikunter-
richt das erste Mal explizit mit ihnen in 
Kontakt kommen. So haben sie diese 
etwa bei der Wahl zum Klassensprecher 
bzw. zur Klassensprecherin durch rea-
les Handeln längst verinnerlicht, meist 

ohne in der Lage zu sein, diese auch 
mit den Fachtermini der Wahlprinzi-
pien versehen oder genauer erklären zu 
können.
Wenn es dann im Politikunterricht 
um die Bundestagswahlen geht, in der 
diese Prinzipien selbstverständlich 
auch gelten, erklären Politiklehrer/
innen diese fünf Grundsätze meist als 
Spielregeln fairen Wahlverhaltens, die 
dann spielerisch in Form einer simu-
lierten Wahl (inklusive Wahlkampf 
und Wahldurchführung) angewandt 

werden. Dieses Learning By Doing ist 
längst zum Standardmodell eines zeit-
gemäßen und handlungsorientierten 
Politikunterrichts geworden und infor-
miert Lernende tatsächlich über elekto-
rale Verfahrensabfolgen und reduziert 
damit auch Hemmschwellenängs-
te. Allerdings hat die Imitation einer 
Verfahrenstechnik selten einen hohen 
Motivationscharakter, insbesondere 
wenn es sich um eine Wahl handelt, in 
der es in Wirklichkeit um nichts geht.
Eine echte Wahl zum Klassenspre-
cher bzw. zur Klassensprecherin ist da 
wesentlich motivierender: Nur ist es – 
von ihr abgesehen – schwierig, diese 
Motivation intrinsisch wiederholt zu 
erreichen: Wo sonst gibt es in der Schu-
le bzw. im Politikunterricht aber die 
Möglichkeit, reale Verhältnisse über 
Wahlen zu beeinflussen? 
Doch selbst wenn es gelänge, unmittel-
bare Betroffenheit über reale Abstim-
mungen zu erzeugen, richtete sich das 
Interesse eher auf den Ausgang der 
Wahl als auf die Bedeutung demokrati-
scher Wahlprinzipien. 

Ein etwas anderes Vorgehen
Eine Verschiebung des Erkenntnis-
schwerpunkts auf die Fairnessregeln 
einer demokratischen Wahl kann sich 
ergeben, wenn, so wird hier behaup-
tet, die Unmittelbarkeit eines gestör-
ten Gerechtigkeitsgefühls erzeugt wird, 
also einer praktizierten Ungerech-
tigkeit, die die Schüler/innen selbst 
erleben. Eine solche interventionisti-
sche Provokation wird als emotiona-
ler Zugang in der politischen Bildung 

Eine demokratische Wahl 
kennzeichnet sich durch fünf 
Grundsätze:
• frei: Niemand darf daran gehin-

dert oder dazu gezwungen wer-
den, zu wählen.

• allgemein: Jede/r Bürger/in, 
welche/r die Voraussetzungen 
erfüllt, kann an der Wahl teilneh-
men.

• geheim: Jede/r muss seinen 
Stimmzettel unbeobachtet kenn-
zeichnen können und anschlie-
ßend in einem verschlossenen 
Briefumschlag in eine Wahlurne 
werfen.

• gleich: Alle Wahlberechtigten 
haben gleiches Stimmrecht. Jede 
Stimme zählt gleich viel.

• unmittelbar: Jeder muss seine 
Stimme für einen bestimmten 
Kandidaten oder eine bestimmte 
Person unmittelbar abgeben kön-
nen, ohne Zwischenschaltung von 
Wahlmännern/-frauen.
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selten verwendet. Sicherlich auch, weil 
man sich vor unklaren Folgen und 
Nebenwirkungen solcher „irritieren-
der“ Methoden schützen will. Am Bei-
spiel einer „undemokratischen“ Wahl 
soll aufgezeigt werden, welche Chan-
cen, aber auch welche Risiken mit pro-
vozierend erlebter Ungerechtigkeit ver-
bunden sind.
Zunächst ist davon auszugehen, dass 
die fünf demokratischen Wahlgrund-
sätze als solche den Schüler/innen noch 
nicht, jedenfalls was die Fachtermini 
und die fundierten Details angeht, in 
Gänze bekannt sind. Ihre Bedeutsam-
keit liegt darin begründet, dass bereits 
das Fehlen eines einzelnen Prinzips das 
Gerechtigkeitsempfinden der Lernen-
den massiv beeinträchtigt. 
Unterrichtspraktisch kann das so 
umgesetzt werden, dass beim Einstieg 
in den Politikunterricht den Lernen-
den eine Wahl angekündigt wird und 
verschiedene Wahlmöglichkeiten vor-
gegeben werden. Die Wahl hat, wenn 
möglich, einen Ernstcharakter, damit 
sie von Bedeutung ist. Etwa weil damit 
Angelegenheiten geregelt werden, die 
für alle wichtig sind und worüber es 
keinen Konsens in der Klasse gibt: Ein 
solcher Anlass wäre etwa eine Abstim-
mung über den Zielort des nächsten 
Klassenausflugs. Man kann aber bei-
spielsweise auch die Güte der Ergeb-
nisprodukte von Gruppenarbeitspha-
sen zurückliegender Stunden zur Wahl 
stellen. Ungerechtigkeit wird stärker 
erlebt, wenn etwas auf dem Spiel steht.
Die Aufgabe des Lehrenden besteht 
nun darin, eine Wahlmanipulation 
durchzuführen, die bewusst alle demo-
kratischen Prinzipien bricht. Die diese 
allerdings so bricht, dass die Ungerech-
tigkeiten im Einzelnen von Lernenden 
erkannt und benannt werden können, 
so dass sie positiv gewendet dann zu 
Wahlgrundsätzen einer demokrati-
schen Wahl führen.
Wenn die Schüler/innen ihre Politikleh-
renden schon gut kennen, dann werden 
manche den Inszenierungscharakter 
und den „Schwindel“ schnell als inten-
diert durchschauen. Das aber kann 
durchaus eine besondere bzw. zusätzli-
che Motivation darstellen. Gerade leis-
tungsstärkere Lernende sind nicht nur 
gut in der didaktischen Rekonstrukti-
on von Planungsüberlegungen, wie sie 

die Lehrer/innen am Schreibtisch ent-
wickelt haben, sondern sie schätzen es 
oft sehr, wenn sie in einer Art von stiller 
Mitwisserschaft das Dornenhafte der 
Irritation vollständig erfassen können 
und dann zu Co-Gestaltenden von pro-
vokativen Methoden werden: Während 
also die einen sich noch über gefühl-
te und erfahrene Ungerechtigkeiten 
empören, sind andere bereits an einem 
Prozess beteiligt, der über ein inneres 
Schmunzeln andere Gefühle anregt, 
aber nichtsdestotrotz stärker über 
Emotionen stimuliert wird, denn über 
ein rein sachliches Interesse an rationa-
len Verfahrensabläufen.
Sofern die Provokation einer ungerech-
ten Wahl „zündet“ (oft geht das nur, 
wenn die Lehrkraft erst relativ frisch an 
einer Klasse unterrichtet), ist eine häu-
fige Reaktion die, dass Lernende Empö-
rung ausdrücken: Das Ergebnis der 
Wahl wird als nicht legitim zustande 
gekommen gebrandmarkt und in kei-
ner Weise akzeptiert. Erstaunlicherwei-
se wirkt die Verletzung des kollektiven 
Gerechtigkeitsgefühls bzw. „der Stachel 
der Dezentrierung“ (Steffens 2007, 65) 
selbst dann, wenn Lernende den mani-
pulativen Charakter der didaktischen 
Inszenierung klar durchschauen: Es 
verbleibt dann dennoch ein weit ver-
breitetes Gefühl, dass die Wahl, so wie 
sie abgelaufen ist, unfair war und dass 
sie Mitspielende in einem Spiel waren, 
das ihnen gleiche Chancen verweigerte. 
Eine solche Situation schreit gerade-
zu nach einer Wiederholung, diesmal 
unter fairen Bedingungen. Schüler/
innen akzeptieren es in aller Regel 
nicht, wenn eine – durchaus als arti-
fiziell erkannte – Gerechtigkeitslücke 
geöffnet bleibt. Bereits an dieser Stelle 
ließe sich jetzt in einem Unterrichtsge-
spräch klären, warum die Wahl denn 
als ungerecht empfunden wurde. Selbst 
wenn die gebräuchlichen Begrifflich-
keiten dafür noch fehlen, wird das, 
was im Kern als unfair empfunden 
wird, in der Sprache der Lernenden 
ausgedrückt. 
Meiner Ansicht nach führen diese kog-
nitiven Erkenntnisprozesse zu densel-
ben, aber eigenständiger erarbeiteten 
Ergebnissen, wenn man den Lernen-
den Gelegenheit gibt, im Anschluss 
an die „gefakte“ Wahl im Klassenver-
band ihre Gefühle, ihr Unbehagen frei 

auszudrücken, und sie dann in Klein-
gruppen überlegen lässt, was geändert 
werden müsste, damit man zu einer 
gerechten Wahl kommt: Ziel der Klein-
gruppenarbeit könnte dann sein, dass 
jede Gruppe ihre Ergebnisse im Ple-
num präsentiert und man sich aus den 

Praktische Durchführung einer 
„unfairen/undemokratischen 
Wahl“
Eine „undemokratische Wahl“ durch-
zuführen, ist in vielerlei Varianten 
möglich. Im Fortlauf sollen diesbezüg-
lich ein paar praktische und bewährte 
Hinweise gegeben werden:
• Einige Grundätze lassen sich leich-

ter brechen als andere, so etwa 
der Allgemeinheitsanspruch. Dies 
ist beispielsweise möglich, indem 
einem Teil der Klasse der Stimm-
zettel verweigert wird, weil er ein 
bestimmtes Kriterium nicht erfüllt 
(„Nur Brillenträger/innen dürfen 
wählen“).

• Ebenso einfach ist der Gleichheits-
grundsatz zu brechen. Einzelnen 
oder einer Gruppe werden Vielfach-
stimmrechte gewährt. Aus einer 
geheimen wird eine nicht geheime 
Wahl, indem einzelne Stimmzet-
tel bei der Abgabe der Klasse offen 
gezeigt werden.

• Für die Brechung des Freiheitsge-
bots lässt sich etwa vorschreiben, 
dass alle, die einen Stimmzettel 
erhalten, auch wählen müssen. 
Oder in einer zweiten Variante, 
dass die Wahlmöglichkeit auf ein-
zelnen Stimmzetteln auf nur eine 
Wahloption reduziert wird.

• Das Unmittelbarkeitsgebot ist am 
schwierigsten so zu brechen, dass 
es sowohl erkennbar ungerecht wie 
für Schüler/innen positiv erkennbar 
ist. Einen oder mehrere Lernende 
als Mittelspersonen zu installieren, 
die die Ergebnisse dann nur ohne 
Veränderungen in das Ergebnis der 
Wahl umsetzen, wird von Mitschü-
ler/innen nicht als ungerecht einge-
stuft. Als ungerecht wird es aller-
dings dann empfunden, wenn die 
Mittelspersonen von ihrer Gewis-
sensfreiheit Gebrauch machen und 
die Ergebnisse der Wahl nach ihrem 
Gutdünken festlegen.
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gemachten Vorschlägen auf ein gerech-
tes Wahlverfahren einigt. Die ursprüng-
lichen Wahloptionen werden wieder 
als Alternativen aufgestellt, die Wahl 
gemeinsam durchgeführt. 
Damit wird das ungerechte Ergebnis 
über die Verständigung hin zu konsen-
suell gewonnenen Fairnessregeln wieder 
revidiert und durch die „fairen“ Neu-
wahlen legitimiert. Die Handlungsori-
entierung wird jetzt nicht mehr nur in 
Form einer Verfahrenstechnik gesehen. 
Von Wichtigkeit wird in dieser Phase 
nicht nur der Ausgang der Wahl, son-
dern die Frage der Legitimität sein, also 
die Frage, ob man mit dem Ablauf der 
Wahl als einer gerechten einverstanden 
ist. Der Blick der Lernenden erweitert 
sich so von einer Ergebnis- hin zu einer 
Prozesswahrnehmung.
Spätestens danach ist es noch einmal 
notwendig, gemeinsam die einzelnen 
Erkenntnisschritte zu überdenken und 
darüber zu reflektieren, welche Unge-
rechtigkeitsgefühle die Lernenden selbst 
durchlebten, um diese in der Stufe der 
gerechten Wahl in einem doppelten Sin-
ne aufzuheben: Zum einen die Unge-
rechtigkeiten zu beseitigen und sie zum 
anderen in der positiv gewendeten Form 

der demokratischen Wahlgrundsätze 
aufzubewahren.
Eine alternative Variante, eine solche 
„undemokratische Wahl“ durchzufüh-
ren, geht dahin, dass nicht mehr Leh-
rende vorgeben, wie eine unfaire Wahl 
gestaltet wird, sondern dass diese Auf-
gabe direkt in die Hände von Schüler/
innen gelegt wird. Die Aufgabenstellung, 
die diese umsetzen sollen, wäre dann die 
Organisation einer möglichst unfairen 
bzw. undemokratischen Wahl. Aller-
dings birgt diese Variante deutlich mehr 
Risiken als eine vom Lehrenden gesteu-
erte und inszenierte Fake-Wahl. Selbst 
bei einer von den Lehrer/innen kontrol-
lierten Spielart besteht die Gefahr, dass 
einzelne Jugendliche exkludiert werden, 
die, auch wenn sie den spielerischen 
Charakter der Aktion durchschauen, 
Opfer von Stigmatisierungen und Dis-
kriminierungen werden: Was starke 
Emotionen erzeugt, kann eben ebenso 
vorteilhaft wie nachteilig sein: 

Weiß der Lehrende wirklich, ob 
Brillenträger/innen, sofern er sie von 

der Wahl ausschließt oder privilegiert, 
nicht Gefahr laufen, danach als 

„Brillenschlangen“ verspottet zu werden? 

Und noch größer werden diese Risiken, 
sofern die Lernenden selbst diskrimi-
nierende und privilegierende Faktoren 
in die Wahl einbauen dürfen: Körper-
eigenschaften und Äußerlichkeiten 
werden dabei gerne gewählt – im Kin-
der- und Jugendalter besonders emp-
findliche Elemente.
Dennoch würde ich diese Variante 
nicht gänzlich ausschließen, wenn-
gleich sie ein besonderes Maß an Ver-
antwortung und sozialer Empathie auf 
der Seite der Lehrer/innen notwen-
dig macht. Wenn man Lernende eine 
„tyrannische Perspektive“ einneh-
men oder sie Ungerechtigkeiten am 
eigenen Leib erfahren lässt, birgt das 
immer die Gefahr in sich, dass Verlet-
zungen unaufgearbeitet bleiben und als 
Grundgefühl alle kognitiven Erkennt-
nisse überdauern. Gerade deshalb ist es 
umso wichtiger, dass Lehrkräfte, bevor 
sie sich auch nur ansatzweise solcher 
Methoden bedienen, sicherstellen müs-
sen, dass die Lernatmosphäre durch 
einen demokratischen Lehrstil einen 
Rahmen bietet, in dem ein Auffangen 
und Aufarbeiten erst möglich wird. 

Sollen nur die Brillenträgerinnen wählen dürfen?
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Schlussüberlegungen

Auch wenn in diesem Beitrag die Wich-
tigkeit der Nutzung von Emotionen in 
der politischen Bildung betont wurde, 
so soll er nicht ohne ein Plädoyer für 
die Beibehaltung der Rationalität als 
zentraler Kategorie in der politischen 
Bildung enden: Ohne eine rationale 
Durchdringung, ohne eine kognitive 
Verarbeitung dessen, was in „irritieren-
den“ bzw. „grenzwertigen“ Methoden 
in der politischen Bildung „angerich-
tet“, zuweilen „erlitten“ wurde, vergibt 
man im besten Falle Chancen und ris-
kiert im schlimmsten Falle, dass Schü-
ler/innen außer Manipulationsmög-
lichkeiten nichts in Erinnerung bleibt. 
Zudem hat Wolfgang Hilligen schon 
in den 90er Jahren richtigerweise auf 
die Instrumentalisierungsgefahr einer 
„emotionalisierenden“ politischen Bil-
dung verwiesen, als er konstatierte: 
„Emotionen und Aktionen ohne Den-
ken (ohne Reflexion) richten nicht 
nur eine künstliche Ergebnisschranke 
auf, sie können verfügbar machen für 
beliebige, oft fremdbestimmte Zwecke“ 
(Hilligen 1991, 38). Diese Erkennt-
nis basiert nicht zuletzt auf der Erfah-
rung, dass im Dritten Reich erfolgreich 
alle Register gezogen wurden, um über 
emotionale Zugänge Menschen zu 
verführen und zu manipulieren: „Der 
Nationalsozialismus schaltete geradezu 
die Kraft der Vernunft aus und setzte 
auf Sentimentalität, Stimmungen und 
Irrationalität“ (Schiele 1991, 1).
Dass „die politische Bildung Emotio-
nen gegenüber nach wie vor fremdelt“ 
(Petri 2019, 201), ist daher leicht nach-
vollziehbar. Allerdings 
sollten diese Warnungen nicht zur 
Schlussfolgerung führen, sich alleine 
der nüchternen Rationalitätsschulung 
zuzuwenden. Die Stärke eines Emotio-
nen bewusst einbeziehenden Lehr- und 
Lernprozesses ist die „Tiefgängigkeit“, 
die intensive Berührung, ohne die sich 
Menschen weder der Mühe unterzie-
hen, sich mit politischen Sachverhalten 
näher auseinanderzusetzen, noch sich 
handelnd in ihre eigenen Angelegen-
heiten einzumischen. 
Ohne „leidenschaftliche“ Bürger/innen 
lässt sich eine Demokratie jedoch nicht 
aufrechterhalten: Die Schattenseiten 
der Wirkungskraft von Emotionen in 

der politischen Bildung, wie sie hier 
am Beispiel „provozierender“ Metho-
den aufgezeigt wurde, zu vernachlässi-
gen, wäre sträflich, solche provokativen 
Methoden zur Demokratiestärkung 
nicht zu nutzen, wäre jedoch das 
Dümmste überhaupt. 
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